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Vernehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag (Änderung des Kernenergiegesetzes) 
zur Volksinitiative «Jederzeit Strom für alle (Blackout stoppen)» 

Sehr geehrter Herr Bundesrat 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 20. Dezember 2024 geben Sie uns die Gelegenheit, zum indirekten Gegenvor-
schlag (Änderung des Kernenergiegesetzes) zur Volksinitiative «Jederzeit Strom für alle (Black-
out stoppen)» Stellung zu nehmen. 

Wir unterstützen das gemeinsame Ziel einer sicheren, bezahlbaren und umweltschonenden Ener-
gieversorgung. Um dieses anspruchsvolle Ziel zu erreichen, sind neben der konsequenten Weiter-
verfolgung des beschleunigten Ausbaus der erneuerbaren Energien, in nahezu allen Bereichen 
der Energieversorgung technische Weiterentwicklungen und Innovationen nötig. Aufgrund der 
rasanten und teilweise vielversprechenden Entwicklungen sollten der Stromwirtschaft möglichst 
alle Handlungsoptionen zur Verfügung gestellt werden, um auch längerfristig eine sichere, um-
weltschonende und bezahlbare Stromversorgung sicherstellen zu können.  

Wir sind deshalb einverstanden mit der Absicht des Gegenvorschlags, die Diskussion über die 
künftige Rolle einer technologieoffenen heimischen Stromversorgung zu führen. Den «indirek-
ten Gegenvorschlag» des Bundesrats erachten wir aber als noch unzureichend hinterlegt. Vor ei-
ner Aufhebung des Rahmenbewilligungsverbotes brauche es eine strategische und fachliche Aus-
legeordnung, damit die Rahmenbedingungen für allfällige neue Kernkraftwerke definiert wer-
den können. Der Bundesrat lässt im erläuternden Bericht unter anderem offen, welche Auswir-
kungen durch die Aufhebung des Rahmenbewilligungsverbots auf den Ausbau der einheimi-
schen, erneuerbaren Energien, oder auf die Entwicklung der Versorgungssicherheit zu erwarten 
sind. Ebenso fehlt eine nachvollziehbare strategische Einbettung in das künftige Energiesystem. 
Ohne eine solide Auslegeordnung und fachliche Grundlagen kann die Zweckmässigkeit der Auf-
hebung eines Rahmenbewilligungsverbots für Kernkraftwerke nicht nachhaltig beurteilt wer-
den. 

Abschliessend verweisen wir auf die Stellungnahme der Konferenz der kantonalen Energiedirek-
toren (EnDK) zur Vernehmlassung zum indirekten Gegenvorschlag (Änderung des Kernenergie-
gesetzes) zur Volksinitiative «Jederzeit Strom für alle (Blackout stoppen)». Wir schliessen uns die-
ser an. 
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Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen bestens. 

IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES 

  
sig. sig. 
Sandra Kolly Andreas Eng 
Frau Landammann Staatsschreiber 


